
1 •. :Beibla.t t ~eU11a.it zur Parlameptskorrespondenz 

A ·9 f t & g e b e a n t w ort un 6 

~!e.Abg. K a ~ du t s c h und Genossen haben am 27.0ktobe~ v.J~ an den 

»UJ\de~m1nistel" für 80ziale Ve.rwaltung eine Anfrage, betreffend die Einberufung einer 

Enquete zur Bekäm.pfung d$r Winterarbeftsloeigkeit t gerichte':" In der Anfr$.ge wird 

um Mitteilung ersucht, ob der Bundes~in1ste~ für soziale Verwaltung bereit ist', 

a.ls vorb~reitende MassnahIne zur Bekämpfung der Winterarbeitslosigkeit eine Enquete 

80 rechtzeitig einzuberufen. dass die Ergebnisse dieser Beratuntennoch für ein ein ... 
• 0 . 

heitlichee und wirksames Programm verwendet werden können. 

In Beantwortung dieser Anfrage teilt Bundesminister für soziale Verwaltung 

M a.1 s e 1 ~l,endes mit. 

Am 4~Ncvember v.J. fand eine von mir einberufene~e8prechung statt, in 

. der Maasnahmenzur Ein~ der W;l.ntera.rbeitslosigkeit beraten wurd~n. An dies~ 

BesI>rechung unter meinem Vorsitz .nahmen Vertre~er der Bundesministerien für Bandel 
und Wie~eraufbau, für Verkehr und versta.atlichte Betriebe, für Land- und Forstwirt­
&ekaft, für Finanzen und.für Unterricht teil. . 

. . Das Ergebnis der Besprechung diente als Grundlage für die Beratungen ' 
,I· ' 
einer unter dem Vorsitz des Bundeskanzlers am 9.November v'"J. abgehaltenen Enquete, 

. . 

betre~fend Ma$snahmen zur Eindämmung der Winterarbeitelosigkeit~ Diese Enquete, an 

der a.usser dem Vizekanzler und den zuständigen Bundesministern die 'Präsidenten del;" 

Spitzenorga.nisa.tionen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer teilnahmen, fÜhrte zu dem 

nachstehend angeführten Ergebnis. 

1. Es wurden Richtlinien fig die Vergebpne: und Durohführung.öffentlioher Aufträge 

d~ch die Bundesdienststellen festgelegt, und zwara 
a) Für die Ausführung öffentlicher Arbeiten sind den Unternehmungen 

au~reiohende Termine zu gewährens sodass die Le~stung von.tlberstunden'tunliohst 

vermieden wird. Desgleichen sind bei Vergebung von Lieferungen 4en Unternehmungen 

mBgllchst weitgesteckte Te~ine einzuräumen, so~ass die AusfUhruDg. in Zeiten 

ermöglicht wird, in denenerfahrungsgemäss in den ~ Betracht kommenden Wirtschafts­

zweigen die 13.eschäftigungslage eine ungünstige ist. 
Mit'den Vor~ereitllngen der Vergebungen der Arbeiten und Lieferungen 

Boll bereits begonnen werden, wenn der Ministerrat dem Budget zugestitnmt hat, sodass 

die Vergebung Anfang Jänn€r erfolgen kann. 
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, b), Die Aus:f'fihrung der ge'Planten 8ffentlichen BaU.arbei ten iet unter Be ... 

dachtnah~e auf die jeweilige Arbeitsmarktlage auf das Jahr so zu verteilens 'dass 

eine möglichs.t gleichmä,asige Beschäftigung der Arbeiter im .Ba.ugewerbe und in 

den Baunabengewerben während des ganzen Ja.hTes siohergestellt wird. Arbeiten, 

die 'lrolkswil'tschaftlich vertretbar im Wiliter durchgeführt 'Werden können, sollen 

tunlichst auf diesen Zeitraum verlegt werde:o.o 
\ 

.Das Bundesministerium für soziale Verwaltung wird den Ressorts monat-

lich Mitteilung über die a~~iiilige Lage des Arbeitsmarkt:$~ auf dem ;Bausektor 

geben. Die Ressorts werden/be,i grösseren Bauvorhaben beim .Bundesministertunl tar 
soziale Verwaltung Unter Angabe des Bedarfes an Arbeitskräften zu den einzelnen 

Zeitpunkten des Bau.fortschrittes informieren, ob die ben15tigt6,1l Arbeitskräfte 

voraussichtlich zur Verfngung stehen •• 

2. Es wurde beschlossen, die'Landeshauptleute zu ersuchen. die Richtlinien in 

ihrem Bereioh sinngemäss anzuwenden .. Im gleichen Sinne wäre der'Österreichische 

Stä.dtebund einzuladenor 

~. Zur lfpordinierung derAuft~Ksverßebun,g wurde ein Minist.erkomitee unter dem 

Vorsitz des Bundeskanzlers eingesetzt 9 dem die Bundesminister für Inneres, für 

Land~ und Forstwirtsohaft, für Handel und Wiederaufbau. für Verkehr tind ver- ' 
I . ; 

staatlichte :Betriebe, ·:für Finanzen und für soziale Verwaltung ~ngeh<5ren. Dieses 

Komitee wird fallweise zusammentreten und überprüfen, welche Aufträge zum jewei­

'ligen ZeitpUnkt am zweckmässigsten zu vergeben sindo 
Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hat dem Bundeskanzleramt 

und a.llen BundeElministerien diese Richtlinien mit dem Ersuohen zur Kenntnis 

gebracht, im Ressortbereich die erforderlichen Verfügungen zur Einhaltung .der 

Richtlinien zu t~effeno Desgleichen wurden auch die Landeshauptleute und de~ 

Städteb~d eingeladen, die R:lehtlinien in ihrem Bereich sinng~mä.ss anz llwenden. 

Ausserdem habe ich die Möglichkeit gesohaffen, dass die Produktiv~ 

Arbeitslosenfürsorge i.rn verstärkten Masse der Bekämpfung der Winterarbei tslostgkei t 

dienen kann, .indem im Einverne1?-men mit dem Bundesministerium für Finanzen für 

Arbeiten im Winter höhere ]e:i.h:1.:lfe:\1 festgelegt wurdeno 
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